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Drucksache VI/2788 


Bundesrepublik Deutsdiland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) -680 70- E- Be 21/71 Bonn, den 15. November 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 
die aufgrund von Vorschlägen der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften erarbeiteten Entwürfe für folgende 
Verordnungen des Rates: 

a) Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der 
Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernfor- 
schungsstelle, die in Italien dienstlich verwendet wer- 
den, und 

b) Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der 
Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen For- 
schungsstelle, die in den Niederlanden dienstlich ver- 
wendet werden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gem_einschaf ten ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht 
abzusehen. 

üblicherweise verzichten bei derartigen Vorlagen die Mitglied- 
staaten, in denen die Verordnung nicht zur Anwendung kommt, 
auf eine eigene Stellungnahme und schließen sich der Haltung 
des betroffenen Staates an. 


Brandt 


Drude.* Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Europäisdie Gemeinschaften Brüssel, den 21, Oktober 1971 


Der Rat 


Abschrift 


Schreiben: der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von Herrn 

Vizepräsidenten Wilhelm HAFERKAMP 

vom: 14. Oktober 1971 


an: den Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 

betrifft; Vorschlag für Verordnung des Rates zur Änderung der Regelung der Bezüge 

und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in Italien dienstlich verwendet werden 


Herr Präsident! 

Gemäß Artikel 17 der Verordnung Nr. 9/63/Euratom 
des Rates werden die Grundbezüge der Atoman- 
lagenbediensteten unter Zugrundelegung der ört- 
lichen Gepflogenheiten und insbesondere der 
Grundlöhne, die in den unter den italienischen 
Tarifvertrag „Metalmeccanici" fallenden Wirt- 
schaftszweigen gezahlt werden, angepaßt. 

Das Abkommen (Accordo Interconfederale) vom 
18. März 1969 zwischen dem Italienischen Industrie- 
verband und den Industriearbeitergewerkschaften 
führt eine neue örtliche Lohnregelung ein, derzu- 
folge die am 31. März 1969 zwischen den einzelnen 
Regionen bestehenden Unterschiede bei den gesetz- 
lichen Mindestgrundlöhnen innerhalb von drei Jah- 
ren und drei Monaten zu beseitigen sind. 

Diese Maßnahme wird in drei Phasen durchge- 
führt: 

- Di^ erste Phase erstreckt sich auf den Zeitraum 
vom 1. April 1969 bis 30, September 1970 und 
wurde von der Kommission bereits durch eine 
vom Rat genehmigte Änderung der Tabelle der 
Bezüge bereits verwirklicht (Verordnung Nr, 967/ 
70 (Euratom) vom 25. Mai 1970 - ABI. Nr. L 
116/3 vom 29. Mai 1970). 

- Die zweite Phase reicht vom 1. Oktober 1970 bis 
30. Juni 1972. Während dieses Zeitraums ist der 
am 1. Oktober 1970 bestehende Unterschied zwi- 
schen dem in der Provinz Varese geltenden Min- 
destgrundlohn und den Mindestgrundlöhnen in 
den Provinzen Mailand und Turin (Varese 98, 
85 - Mailand, Turin 100) um die Hälfte zu ver- 
ringern. Die damit verbundene Lohnerhöhung ist 
sehr gering und beträgt je nach Lohngruppe 
zwischen 22 bfrs und 40 bfrs je Monat und Be- 
diensteter. 


- Die dritte Phase soll ab 1. Juli 1972 beginnen. 
Von diesem Zeitpunkt an soll der restliche Unter- 
schied zwischen den Löhnen in den Regionen 
Varese und Mailand-Turin beseitigt werden. Die 
sich daraus ergebende Lohnerhöhung ist die 
gleiche wie in der zweiten Phase. 

Bei einer strengen Einhaltung der Termine für die 
Durchführung der Lohnerhöhungen müßten zwei 
neue Tabellen der Bezüge vorgeschlagen werden, 
nämlich eine für die Zeit vom 1. Oktober 1970 bis 
30. Juni 1972 und eine für die Zeit ab 1. Juli 1972. 

Da jedoch 

- die getrennte Anwendung der beiden Verfahren 
dazu zwingen würde, einerseits Nachzahlungen 
für den Zeitraum ab 1. Oktober 1970 (zweite 
Phase) zu leisten und andererseits ein zweites 
Mal das gleiche Verfahren für den Zeitraum ab 
1. Juli 1972 (dritte Phase) anzuwenden und 

- in beiden Zeiträumen die gleiche geringe Er- 
höhung vorgenommen wurde (mindestens 22 bfrs 
- höchstens 40 bfrs), 

wird vorgeschlagen, die beiden Lohnerhöhungen 
zu einer einzigen Erhöhung zusammenzufassen und 
folglich keine Nachzahlungen für den Zeitraum ab 
1. Oktober 1970 zu leisten, sondern vielmehr am 
1. August 1971 die für den 1. Juli 1972 vorgesehene 
Lohnerhöhung vorwegzunehmen. 

Diese Lösung ist meiner Ansicht nach leichter durch- 
führbar, da die Nachzahlung für den am 1. Oktober 
1970 beginnenden Zeitraum dadurdi ausgeglichen 
wird, daß die Erhöhung, die normalerweise am 
1. Juli 1972 erfolgen müßte, am 1. August 1971 vor- 
weggenommen wird. 

Die finanzielle Auswirkung des Vorschlags beläuft 
sich für das Haushaltsjahr auf 12 200 RE zu Lasten 
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des Postens 241 des Forschungs- und Investitions- 
haushalts. Die Maßnahme würde auf 426 Bedien- 
stete Anwendung finden. 

Die Kommission schlägt daher dem Rat vor, die 
Verordnung Nr. 9/63 vom 18. Dezember 1963 zur 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Forschungsstelle, die in Italien dienstlich verwen- 
det werden, zu ändern und die Verordnung, die 
diesem Schreiben als Entwurf beigefügt ist, zu er- 
lassen. 

Die Kommission würde es begrüßen, wenn der 
Beschluß des Rates so bald wie möglich gefaßt 
würde. 


(Schlußformel) 


gez. Wilhelm Haferkamp 


Anl.; Dok. KOM (71) 1108 endg. 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit 
der Atomanlagenbediensteten 
der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in Italien dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften^), insbesondere auf Artikel 4 Ab- 
satz 2 und die Artikel 94 und 95 der Beschäftigungs- 
bedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 9/63/Euratom 
des Rates vom 18. Dezember 1963 zur Regelung der 
Bezüge und sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Italien dienstlich verwendet werden-), 
zuletzt geändert durch die Verordnung Nr. 2049/70 
(Euratom) des Rates vom 13. Oktober 1970'^), ins- 
besondere auf Artikel 17, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission auf 
der Grundlage der örtlichen Regelung und der ört- 
lichen Gepflogenheiten die Bezüge der Atoman- 


1 lagenbediensteten der Gemeinsamen Kernfor- 
schungsstelle für jeden Ort der dienstlichen Ver- 
wendung fest. 

Die Lohnänderungen, die seit 1. Oktober 1970 
eingetreten sind und ab 1. Juli 1972 zugunsten der 
Arbeitnehmer der Industriezweige, für die der Tarif- 
vertrag „Metalmeccanici" gilt, vorgenommen wer- 
den, rechtfertigen eine erneute Anpassung der Ver- 
ordnung Nr. 9/63/Euratom - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Tabelle der Bezüge im Anhang der Verordnung 
Nr. 9/63/Euratom wird mit Wirkung vom 1. August 
1971 durch folgende Tabelle ersetzt: 


i 0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
1 vom 4. März 1968, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2989/63 
=0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 15. Oktober 1970, S. 2228/8 


in Lire 


Klasse I 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Gruppe 1 , 

179 100 

188 100 

! 197 100 

; 206 100 

215 100 

224 100 

233 100 

242 100 

251 100 

Gruppe 2 

165 650 

173 950 

182 250 

190 550 

198 850 

207 150 

215 450 

223 750 

232 050 

Gruppe 3 

138 800 

145 750 

: 152 700 

j 159 650 

166 600 

173 550 

180 500 

187 450 

194 400 

Gruppe 4 ! 

125 250 

131 550 

137 850 

’ 144 150 

' 150 450 

156 750 

1 163 050 1 

169 350 

175 650 

Gruppe 5 

107 800 

113 200 

118 600 

124 000 

129 400 

134 800 

i 140 200 

145 600 i 

151000 

Klasse II I 







1 



Gruppe 1 : 

137 050 

143 950 

150 850 

157 750 

164 650 

171 550 

178 450 

185 350 j 

192 250 

Gruppe 2 

124 500 

130 750 

i 137 000 

143 250 

149 500 I 

155 750 

: 162 000 ! 

168 250 ; 

174 500 

Gruppe 3 

107 800 

113 200 

' 118 600 

124 000 

129 400 

134 800 

1 140 200 : 

145 600 

151 000 

Gruppe 4 

99 400 

104 400 : 

1 

109 400 

114 400 

, 119 400 i 

124 400 

129 400 1 

134 400 

139 400 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Gemeinschalten in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Europäische Gemeinschaften 
Der Rat 


Brüssel, den 22. Oktober 1971 


Abschrift 


Schreiben: der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von Herrn 

Vizepräsidenten Wilhelm HAFERKAMP 

vom: 14. Oktober 1971 


an: den Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Regelung der Bezüge 

und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Forschungsstelle, die in den Niederlanden verwendet werden 


Herr Präsident! 

In Artikel 13 der Verordnung Nr. 11/65 des Rates 
heißt es: 

„Bei Erhöhungen der Bezüge in den wissenschaft- 
lichen oder technischen Tätigkeitsbereichen, die den- 
jenigen der Europäischen Atomgemeinschaft ent- 
sprechen, insbesondere beim Reactor Centrum 
Nederland, wird die Tabelle der Bezüge in dem 
Maße geändert, in dem eine Änderung zugunsten 
des Personals vorgenommen worden ist, das Tätig- 
keiten ausübt, die denen der Europäischen Atoin- 
gemeinschaft entsprechen. 

In diesem Fall wird die Änderung auf Vorschlag 
der Kommission vom Rat mit qualifizierter Mehr- 
heit gemäß Artikel 118 Absatz 2 Unlerabsatz 2 
erster Fall des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft binnen kürzester Zeit 
beschlossen." 

Entsprechend den Besoldungsmaßnahmen für die 
Beamten im öffentlichen Dienst hat das Reactor 
Centrum Nederland beschlossen, die Bezüge seines 
gesamten Personals mit Wirkung vom 1. Juli 1971 
linear um 4,5 ^/o zu erhöhen (Runderlaß Nr. 210 des 
RCN vom 14. Juni 1971). 


Den in Petten diensttuenden Atomanlagenbedien- 
steten sollen die gleichen Vorteile gewährt werden. 

i 

! Die Kommission schlägt dem Rat demnach vor, die 
1 Verordnung Nr. 11/65/Euratom vom 16. März 1965 
I zur Regelung der Bezüge und der sozialen Sicher- 
1 heit der Atomanlagenbediensteten des GFS, die in 
I den Niederlanden dienstlich verwendet werden, 
j entsprechend zu ändern und die Verordnung, die 
diesem Schreiben im Entwurf beigefügt ist, zu er- 
lassen. 

Die Annahme dieses Vorschlags hätte eine Mehr- 
ausgabe von 9500 RE für 1971 (6 Monate) zur Folge, 
die bei Posten 241 des Forschungs- und Investitions- 
haushalts zu verbuchen wäre. Die Maßnahme be- 
trifft 44 Bedienstete. 

Die Kommission würde es begrüßen, wenn der Rat 
möglichst bald beschließen würde. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

gez. Wilhelm Haferkamp 


Anl.: Dok. KOM (71) 1107 endg. 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit 

der Atomanlagenbediensteten 
der Gemeinsamen Forschungsstelle, 
die in den Niederlanden dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften^), insbesondere auf Artikel 4 Ab- 
satz 2 und die Artikel 94 und 95 dieser Beschäfti- 
gungsbedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 11/65/Euratom 
des Rates vom 16. März 1965 zur Regelung der 
Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atoman- 
lagenbediensteten der Gemeinsamen Kernfor- 
schungsstelle, die in den Niederlanden dienstlich 
verwendet werden^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (Euratom) Nr. 1192/71 des Rates vom 
7. Juli 1971 ^), insbesondere auf Artikel 13, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission auf 
der Grundlage der örtlichen Gepflogenheiten die 


I Bezüge der Atomanlagenbediensteten der Gemein- 
' Samen Kernforschungsstelle für jeden Ort der dienst- 
' liehen Verwendung fest; die seit dem 1. Juli 1971 
; eingetretenen Änderungen der Bezüge des Perso- 
■ nals des „Reactor Centrum Nederiaud" rechtferti- 
! gen eine neuerliche Anpassung der Verordnung 
^ Nr. 11/65/Euratom - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Tabelle der Bezüge im Anhang zu der Verord- 
nung Nr, 1 1 /65/Euratom wird mit Wirkung vom 
1. Juli 1971 durch folgende Tabelle ersetzt: 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 48 
vom 25. März 1965, S. 722/65 

-g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 126 
vom 10. Juni 1971, S. 3 


in hfl 


Klasse I 

^ 1 

i 2 

3 

4 

5 

' 6 

! 7 

8 

9 

10 

■ 11 

12 

i3 

14 

15 

^ 16 

Gruppe 1 

1 170 

1 223 

1 276 

1 328 

1 381 

1 435 

1 488 

1 

1 541 

1 604 

'1 662 

1 

1 731 

1 788 





Gruppe 2 

' 990 

1 042 

1 096 

1 148 

1 200 

1 253 

'l 304 

j 1 357 

1 414 ,1 465 

,1 516 

1 574 





Gruppe 3 

1 864 

i 905 

949 

1 996 

1 042 

1 087 

il 132 

! 1 179 

1 223 

1 265 

1 313 

I 357 

1 406 

1 448 



Gruppe 4 

I 735 

779 

822 

869 

915 

959 

1 003 

1 049 

1 096 

1 137 

,1 185 

1 230 

:1 276 

1 321 



Gruppe 5 

645 ' 

681 

718 

757 

1 793 

830 

869 

^ i 

905 

943 

981 

1 020 

Ü 054 

l 096 

1 132 

1 171 

1 208 

Klasse II' 




1 













1 

Gruppe 1 , 

864 

905 

949 

996 

1 042 

1 087 

1 132 

j 179 

1 223 

1 265 

T 313 

1 357 

1 406 

:i 448 



Gruppe 2 

735 

779 

822 

869 1 

915 

959 

1 003 i 1 049 

1 096 

1 137 

1 185 

1 230 

1 276 

1 321 



Gruppe 3 

645 

681 

718 

757 

793 

830 

869 ! 

905 

943 

981 

1 020 

1 054 

1 096 

1 132 

1 171 

1 208 

Gruppe 4 

561 

598 

638 

675 

713 

749 

787 ! 

822 

864 

900 

935 

974 

1 009 

1 049 

1 087 

1 125 



















Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Gemeinschaften in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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